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Willy Spieler

Zeichen der Zeit

Neutralitiat von Fall zu Fall?

Weit haben wir’s gebracht. Auf dem Weg
ins internationale Abseits. Statt nach dem
UNO-Nein von 1986 und dem EWR-Nein
von 1992 erst recht Solidaritit mit der Vol-
kergemeinschaft und Europa zu iiben, be-
ginnt der Bundesrat die schweizerische
Neutralitat vorzuschiitzen, um unser Land
von dieser Solidaritét dispensieren zu kon-
nen. Anders verhilt er sich, wenn die west-
liche «Wertegemeinschaft» es fiir notig
hilt, in Europa oder anderswo Krieg zu
fiihren. Dann steht die schweizerische Neu-
tralitdt unvermittelt zur Disposition. Die
Begriindung fiir den F/A-18, eine Pla-
nungsruine aus dem Kalten Krieg, signali-
siert diesen Wandel. Der Kauf des Kampf-
fliegers mausert sich zur helvetischen
Morgengabe an den Euromilitarismus.

UNO-Sanktionen gegen die Schweiz?!

Federfiihrend auf dem Weg ins interna-
tionale Abseits ist der Chef des Eidgenossi-
schen Militardepartements (EMD). Die
UNQO- Sanktionen gegen Siidafrika bringen
es an den Tag. Bundesrat Kaspar Villiger
gibt griines Licht fiir den Verkauf von 60
Trainingsflugzeugen PC-7 an die Flugwaf-
fe des Apartheidregimes und verstdsst da-
mit gegen die Sicherheitsrats-Resolutionen
418 von 1977 und 591 von 1986, die es
samtlichen Staaten verbieten, der siidafri-
kanischen Armee und Polizei Kriegsmate-
rial, aber «auch Flugzeuge, Flugzeugmoto-
ren und Flugzeugbestandteile» zu liefern.
Das unsolidarische Verhalten der Schweiz
veranlasste das Siidafrika-Sanktionenko-
mitee des Sicherheitsrates bereits zwei
Male, am 29. Dezember 1992 und dann
wieder am vergangenen 4. Mérz, beim Bun-
desrat gegen den drohenden Bruch des
Volkerrechts zu protestieren.
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Vom Lieferverbot des Sicherheitsrates
nach Siidafrika wiirde der PC-7 selbst dann
betroffen, wenn er wirklich nur ein Schu-
lungsflugzeug wire. Denn wozu trainieren
in Siidafrika Armee und Polizei, wenn nicht
zur gewaltsamen Aufrechterhaltung des
Regimes? Dass der PC-7 nach dem Verkauf
oft auch militarisch nachgeriistet wird, riu-
men inzwischen die Pilatuswerke selber
ein. Kampfeinsdtze mit PC-7, wie in Guate-
mala und im Siiden des Irak gegen die
Schiiten, brachten Tod und Elend iiber . un-
gezidhlte Menschen. Die Arbeitsgemein-
schaft fiir Riistungskontrolle und ein Waf-
fenausfuhrverbot (ARW) konnte Beweise
vorlegen, dass die Pilatuswerke solche
Nachriistungen selber propagiert und durch
technische Hilfe unterstiitzt haben. Warum
zieht der Rechtsstaat Schweiz die Fehl-
baren nicht strafrechtlich zur Verantwor-
tung? Mit der fristlosen Entlassung des Ge-
schiftsfiihrers ist es jedenfalls nicht getan.
Statt dessen schméht der Verwaltungs-
ratsprasident der Pilatuswerke das Uno-
Sanktionenkomitee als «komischen Club»
und die Sanktions-Forderungen gegeniiber
der Schweiz als «lacherlich».

Bundesrat Villiger verteidigt nicht nur
den Verkauf der PC-7 an das rassistische
Minderheitsregime, sondern auch den
ruchbar gewordenen Piloten-Austausch
mit Siidafrika zwischen 1983 und 1988 fiirs
gemeinsame Mirage-Training. Der milita-
ristisch-rassistische Komplex, in den die
Schweiz seit Jahren verstrickt ist, ver-
kriecht sich unter den Deckmantel der Neu-
tralitdt und beansprucht fiir das Geschift
mit dem Tod den Vorrang vor der Solidaritit
mit der Volkergemeinschaft. Ja, der EMD-
Chef hat noch im Januar dieses Jahres Siid-
afrikas «Verteidigungsminister» hochst-
personlich empfangen und mit ihm beraten,



wie die PC-7 trotz UNO und weltweiter
Proteste doch noch nach Siidafrika gelan-
gen konnten. In der WoZ (9.4.93) fragt
Peter Hug mit Recht, «ob Villiger person-
lich nicht mit diesem Empfang gegen die
Resolution 591 verstiess, die Regierungs-
besuche verbietet, die zur militdrischen
Starkung Siidafrikas beitragen». Ein Mini-
ster, der so offenkundig (Volker-)Recht
verletzt, wire in jedem andern Rechtsstaat
untragbar geworden.

«Die Schweiz als UNO-Nichtmitglied
kann durch die Resolution 418 nicht ver-
pflichtet werden», beantwortete der Bun-
desrat noch am 24. Mirz dieses Jahres eine
dringliche Anfrage von SP-Nationalrat
Paul Rechsteiner. Der Verkauf von 60 PC-7
an Siidafrika sei daher auch volkerrechtlich
unbedenklich. Ahnlich hatte zuvor schon
Kaspar Villiger erklirt: «Der Pilotenaus-
tausch mit Siidafrika verletzte kein Volker-
recht, da die Schweiz nicht an UNO-Sank-
tionen gebunden ist.» Diese Haltung ist
umso weniger verstiandlich, als die Schweiz
eben noch an den Wirtschaftssanktionen
der UNO gegen Irak, Libyen und Ex-Jugo-
slawien ohne Vorbehalte mitwirkte. Die
Schweiz hatte damit — endlich — begriffen,
dass sie sich ausserhalb des Vélkerrechts
und damit auch der Volkergemeinschaft
stellen wiirde, wenn sie Beschliisse der
UNO-Organe missachtete.

Die UNO-Charta verpflichtet ausdriick-
lich auch die Nichtmitglieder auf die
Grundsitze der UNO (Art. 2, Ziff. 6) und
die Sanktionen des Sicherheitsrates (Art.
39ff.). Der Bundesrat selbst war denn auch
schon in seiner Botschaft vom 21. Dezem-
ber 1981 iiber den Beitritt der Schweiz zur
UNO der Meinung: «Es diirfte kaum je
moglich sein, den im Neutralitdtsrecht ver-
ankerten ... Gleichbehandlungsgrundsatz
auf zwel so ungleiche Konfliktsparteien
wie einen einzelnen Rechtsbrecher einer-
seits und die ganze iibrige Staatengemein-
schaft anderseits anzuwenden.» Im Fall des
Apartheidregimes gilt das alles nicht mehr,
sondern wird der (gesinnungsverwandte?)
«Sonderfall Schweiz» zelebriert.

Abdul Minty, der Direktor der — von der
UNO anerkannten— «Weltkampagne gegen

die militdrische und atomare Zusammen-
arbeit mit Siidafrika», wirft der Schweiz
vor, sie sei das erste Land, das sich gleich
zweimal gegen die Verwarnung des Sank-
tionenkomitee des Sicherheitsrates hin-
weggesetzt habe. Dafiir riskiere die
Schweiz nun selber UNO-Sanktionen,
wenn sie die geplanten PC-7-Lieferungen
an Siidafrika nicht doch noch verhindere.
Das einzige, was Herr Villiger jedoch ver-
hindert, sind Begegnungen zwischen
seinen Beamten und Abdul Minty... Wie
wir’s mit einer Unterschriftensammliung
der «anderen Schweiz», die den UNO-
Sicherheitsrat ersuchen wiirde, diese Sank-
tionen gegen unser Land auch tatséchlich
zu verhangen? Wie anders soll den Villigers
aller Schattierungen klargemacht werden,
dass die Schweiz sich nicht linger wie
ein «Outlaw» der Volkergemeinschaft ver-
halten darf?

«Unter dem Vorwand der Neutralitdt war
die Schweizer Regierung den Interessen der
siidafrikanischen Bevolkerung schon im-
mer feindlich gesinnt», zitiert die «Frie-
denspolitik» in ihrer M#rz-Ausgabe Saki
Macozama, den Sprecher des ANC. Es ist
darum auch nicht zu erwarten, dass eine
kiinftige nichtrassistische Regierung Siid-
afrikas die Pilatus-Rechnungen bezahlen
wird. Doch die geschiftstiichtige Firma
sorgt vor und beansprucht fiir diesen Fall
die Exportrisikogarantie. Womit die Steu-
erpflichtigen einmal mehr zur Kasse ge-
beten wiirden, um fiir das rechtliche und
moralische Versagen des Bundesrates —und
der besteht nicht nur aus Herrn Villiger —
aufzukommen.

F/A-18 — Morgengabe
an den Euromilitarismus

Die Neutralitit, die gegeniiber Sanktio-
nen so peinlich und dennoch zu Unrecht
betont wird, steht aber neuerdings zur Dis-
position, wenn es um die Frage nach einer
kiinftigen Beteiligung der Schweiz an der
europdischen Sicherheitspolitik geht. Gu-
stav Diniker denkt in der NZZ (25.3.93)
laut nach und vor: «Die Schutzwirkung der
Neutralitdt» sei mit dem Ende des Kalten
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Krieges «aus strategischen und militér-
technischen Griinden massiv zuriickgegan-
gen», Flir «das gemeinsamen Werten ver-
pflichtete Europa» habe die Schweiz «ihre
Verteidigung im Rahmen einer Koalition
sicherzustellen». Schon dem Sicherheits-
bericht vom 1. Oktober 1990 entnimmt
Diéniker die «FEinsicht, dass angesichts der
neuen Gegebenheiten die auf unserer Neu-
tralitét basierende Dissuasionsstrategie zu-
gunsten einer sicherheitspolitischen Mit-
verantwortung fiir Europa, also einer auch
militdrisch abgestiitzten Solidaritdt mit
unseren Nachbarn, ausgeweitet werden
muss». Da frohlockt der Stratege: «Die
Schweiz ... hat, wenn auch weitherum noch
unbemerkt, einen Fuss in Richtung einer
kooperativen Verteidigung vorgeschoben.»
Es wird Zeit, dass wir ihn merken, diesen
(Pferde-)Fuss. Die Abstimmung vom
6. Juni dreht sich auch um eine Annéherung
der Schweiz an euromilitaristische Sicher-
heitskonstrukte.

Der Kauf der F/A-18-Kampfflugzeuge
ist zu einem Zeitpunkt geplant worden, als
die Sowjetunion noch existierte und sich als
«Feindbild» anbot, ohne das Armeen nun
einmal nicht sein kénnen. Dass von den
Nachfolgestaaten eine Aggression gegen
die Schweiz droht, glaubt heute nicht ein-
mal der Bundesrat. Dafiir kommt ihm die
blutige Tragddie in Ex-Jugoslawien gerade
recht, um mit ihr die Flugzeugbeschaffung
zu rechtfertigen. Im Nationalrat verstieg
sich Villiger gar zur Meinung: «Die Men-
schen im ehemaligen Jugoslawien sind
Opfer einer gescheiterten und immer noch
scheiternden zivilen Konfliktlosung nach
GSoA-Muster»(NZZ,11.12.92). Was Villi-
ger nicht sagte: Sie sind auch Opfer schwei-
zerischer Riistungsgiiter, die nach Jugosla-
wien exportiert oder dort in Lizenz herge-
stellt wurden. Und sie sind Opfer der ausge-
bliebenen Solidaritdt Westeuropas.

Jede derartige Riistungsapologetik wird
durch die jugoslawische Tragddie nicht be-
statigt, sondern widerlegt. Eine europdi-
sche Friedenspolitik hitte schon nach Titos
Tod das damalige Jugoslawien in den 6ko-
nomischen Integrationsprozess einbezie-
hen miissen — etwa durch Assoziierungsab-
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kommen und der Mdéglichkeit eines spite-
ren Beitritts zur EG. Nach dem Zerfall
Jugoslawiens blieb diese Option aber nur
Slowenien und Kroatien vorbehalten, wih-
rend Serbien vom Zentrum ausgeschlossen
wurde und mit dem sozialen Abstieg zu
einem Drittweltland rechnen musste. Am
Anfang des serbischen Amoklaufs steht
diese kollektive Existenzangst, an der die
westliche Welt ein geriittelt Mass an Mit-
schuld tragt.

Den Schweizer Strategen gefillt natiir-
lich das militdrische Muskelspiel westli-
cher Industriestaaten gegeniiber Serbien.
Sie brennen darauf, den F/A-18 in eine
europdische Sicherheitsstruktur einzubrin-
gen. Der SonntagsBLICK (11.4.93) er-
wihnt «streng geheime Berichte und Proto-
kolle», die vor der Abstimmung vom 6. Juni
nicht fiir die Offentlichkeit bestimmt gewe-
sen wiren. SVP-Generalsekretir und Pan-
zer-Oberst Max Friedli, bei dem die Faden
der F/A-18-Propaganda zusammenlaufen,
meint: «Ein Mitwirken bei einer europdi-
schen Sicherheitsstruktur erfordert aber
eine schlagkriftige Armee und eine moder-
ne Flugwaffe.» Der Sicherheitsforscher an
der ETH, Kurt Spillmann, doppelt nach:
«Mit dem Flieger stellen wir einer européi-
schen Verteidigungsgemeinschaft einen
potentiell willkommenen Beitrag parat»,
und fordert gleich noch die «Nato-Vollmit-
gliedschaft» der Schweiz. Und das zu ei-
nem Zeitpunkt, da die Nato sich anschickt,
Kampfeinsitze «out of area» vorzubereiten
(und das Gewaltverbot der UNO-Charta zu
unterlaufen). Natiirlich liebdugelt auch un-
ser Kaspar Villiger mit dieser Option:
«Aber als Mitglied des Gesamtbundesrates

“sehe ich freilich, dass die Zeit fiir einen

solchen Schritt nicht reif ist.»

Die Initiative «Fiir eine Schweiz ohne
neue Kampfflugzeuge» ermoglicht vor je-
der weiteren Fugzeugbeschaffung ein Mo-
ratorium von wenigstens sieben Jahren —
eine notwendige Denkpause, in der sich
herausstellen sollte, wohin die Reise geht.
Sind wir solidarisch mit den Vélkern Euro-
pas oder mit deren Militédrs, mit der Volker-
gemeinschaft oder mit unseren Waffen-
fabriken?



	Zeichen der Zeit : Neutralität von Fall zu Fall?

